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 Illegales Glücksspiel bekämpfen: Vollzugslücken im Land schließen, 

 Ordnungsämter stärken 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/16912 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzender Klaus Voussem: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich begrüße Sie sehr herzlich zur 52. Sitzung des Hauptaus-
schusses hier im Landtag von Nordrhein-Westfalen. Mein Gruß gilt allen hier im Saal 
Anwesenden, insbesondere den Sachverständigen, den Zuhörerinnen und Zuhörern, 
Vertreterinnen und Vertretern der Landesregierung, auch soweit sie unsere Anhörung 
im Stream verfolgen. 

Ich danke im Namen des Ausschusses ganz herzlich für die Zusendung der Stellung-
nahmen, die wir natürlich alle sehr aufmerksam gelesen haben. Eine Runde mit Ein-
gangsstatements ist daher nicht vorgesehen. Im Rahmen der Beantwortung der gleich 
an Sie gerichteten Fragen können Sie aber das Ihnen besonders Wichtige zu diesem 
Antrag einfließen lassen. 

Die kommunalen Spitzenverbände haben ausschließlich eine Stellungnahme – das ist 
Drucksache 18/3488 – abgegeben. 

Andreas Keith (AfD): Vielen Dank an die Sachverständigen für die Stellungnahmen, 
die in großen Teilen sehr ausführlich waren und sich auf zwei Themenfelder bezogen 
haben, die ich hinterfragen möchte. 

Zuerst habe ich zwei Fragen an Herrn Stecker von der Deutschen Automatenwirt-
schaft. In Ihrer Stellungnahme verweisen Sie darauf, dass in der Polizeilichen Krimi-
nalstatistik seit 2017 ausgewiesen werde, dass die Anteile an illegalen Glücksspielge-
räten um das Zehnfache gestiegen seien. Mich interessiert, ob Sie auch Erkenntnisse 
dazu haben, inwieweit diese Glücksspielautomaten an öffentlich zugänglichen, aber 
nicht unbedingt als selbige identifizierbaren Orten wie Cafés, Restaurants usw. zu fin-
den sind. 

Sie haben explizit darauf abgestellt, daher schließe ich folgende Frage an: Teilen Sie 
die Einschätzung, dass gerade kommunale Ordnungsämter eine zentrale Rolle bei der 
Bekämpfung illegalen Glücksspiels einnehmen, da diese häufig in Betrieben kontrol-
lieren, die unter Umständen dem entsprechen, was ich gerade ausgeführt habe? 

Dirk Wedel (FDP): Meine sehr geehrten Damen und Herren Sachverständige, ich be-
danke mich ebenfalls sehr herzlich für Ihre schriftlichen Stellungnahmen und dafür, 
dass Sie uns heute für Nachfragen zur Verfügung stehen. 

Meine erste Frage richte ich an die Herren Stecker und Professor Haucap. Sie argumen-
tieren, der Vollzug reagiere häufig nur auf Symptome. Könnten Sie bitte erläutern, welche 
strukturellen Rahmenbedingungen im Glücksspielrecht verändert werden müssten, 
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um die Ursachen des illegalen Markts besser zu adressieren? Welcher Stellenwert 
kommt dabei insbesondere der Kanalisierung der Nachfrage in legale Angebote zu? 

Meine zweite Frage. Sie beide haben ausgeführt, der Zustand unter der Spielverord-
nung, die von 2006 bis 2012 galt, sei im Endeffekt fast ein optimaler Zustand in Bezug 
auf Kanalisierung gewesen, weil der Anteil des illegalen Glücksspiels in dieser Zeit nur 
noch im niedrigen einstelligen Prozentbereich gelegen habe. Welche Maßnahmen sind 
danach sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene ergriffen worden, die dazu ge-
führt haben, dass die Kanalisierung mittlerweile deutlich schlechter geworden ist, als 
sie zu dieser Zeit gewesen ist? 

Meine dritte Frage richte ich an Frau Küpperbusch. In Ihrer Stellungnahme haben Sie 
sich insbesondere mit den rechtlichen Unzulänglichkeiten des Antrags der AfD ausei-
nandergesetzt, mit denen auch ich mich in der ersten Beratung des Antrags befasst 
habe. Könnten Sie die rechtliche Qualität des Ganzen noch einmal zusammenfassend 
werten? 

Hartmut Ganzke (SPD): Auch ich danke Ihnen selbstverständlich ernst gemeint für 
die Stellungnahmen. Gestern hatte ich die Möglichkeit, ein spannendes Buch beisei-
tezulegen, um die Stellungnahmen zu sichten. 

Mir haben sich zwei Fragen gestellt, die ich allen Sachverständigen stelle. Sie bezie-
hen sich auf den Antrag, über den wir heute sprechen. Im Antrag wird von ungefähr 
40.000 illegalen Automaten in NRW geschrieben. Für wie valide halten Sie solche 
Zahlen? 

In dem Antrag, zu dem Sie Ihre Stellungnahmen verfasst haben, wird von erheblichen 
strukturellen Defiziten im Vollzug des Glücksspielrechts geschrieben. Eine Frage an 
Sie alle: Sind Sie der Ansicht, dass man von relevanten Vollzugslücken sprechen 
kann, die ein politisches Handeln des Gesetzgebers erforderlich machen? 

Markus Höner (CDU): Auch ich bedanke mich recht herzlich für die Stellungnahmen. 
Sie machen deutlich, dass wir den Antrag in der vorliegenden Form wahrscheinlich 
eher nicht brauchen. Wir sind aber sehr dankbar dafür, dass in den Stellungnahmen 
viele weitere Punkte beleuchtet werden, die viel Inhalt in das Thema bringen. 

Ich stelle meine Fragen an Herrn Stecker und Herrn Professor Haucap. Es geht mir 
um die Kanalisierung des illegalen Glücksspiels in den legalen Markt. Genau wie Herr 
Wedel würde ich gerne wissen, inwieweit die Kanalisierung hier in Nordrhein-Westfa-
len aus Ihrer Sicht gelingt. 

Darauf aufbauend stelle ich die Frage, wie Sie dies im Zusammenhang mit dem vor-
liegenden Entwurf des Ausführungsgesetzes zum Glücksspielstaatsvertrag sehen. 

Antje Grothus (GRÜNE): Auch ich beginne mit einem Dank an die Sachverständi-
gen. – Meine drei Fragen schließen teilweise an das von den Kollegen schon Gefragte 
an, haben aber andere Nuancen. 
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Frau Küpperbusch, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme von einem strukturellen Dun-
kelfeld. Was wären sinnvolle Maßnahmen, um zur Aufhellung dieses strukturellen Dun-
kelfelds beizutragen? Wo und wie ist es möglich und auch sinnvoll, Schulungen von 
Mitarbeitenden der Ordnungsbehörden durchzuführen? 

Meine dritte Frage richte ich an Herrn Stecker. Was stellt für Sie ein angemessenes 
Maß an Regulierung dar? Gehen Sie davon aus, dass jede zusätzliche Regulierung 
zu einer Ausweitung des Schwarzmarkts führen würde? 

Verena Küpperbusch (Landesfachstelle Glücksspielsucht NRW): Ich starte mit der 
rechtlichen Bewertung. Das war die erste Frage, die an mich gerichtet wurde. Ich halte 
den Antrag für problematisch, weil vieles vermengt wird. Die Abgrenzung zwischen der 
Zuständigkeit von Ordnungsamt und Polizei ist nach der Gesetzeslage durchaus ge-
geben. 

Zur Vorbereitung der Stellungnahme haben wir mit verschiedenen Ordnungsämtern 
und der Polizei in NRW gesprochen. Die einheitliche Rückmeldung lautete, es sei je-
weils völlig klar, was die jeweilige Aufgabe sei. Die Zusammenarbeit funktioniere. Ich 
sehe da also kein Problem. Daher habe ich beim Lesen des Antrags den Eindruck 
gewonnen, dass er eher zu mehr Vermengung führen könnte, wenn er umgesetzt 
würde, die Zuständigkeiten dann also nicht mehr klar wären. 

Es wird außerdem eine zentrale Fachstelle gefordert, bei der gesammelt wird und auf 
die die Ordnungsämter und die Polizei Zugriff haben. Das halte ich für sehr fragwürdig, 
weil polizeiliche Ermittlungen zum Teil erst einmal verdeckt stattfinden und verdeckt 
stattfinden müssen, damit Kriminalität aufgedeckt werden kann. Wenn jeder Ord-
nungsamtsmitarbeiter das einsehen kann, was ist dann das Ziel? Geheimhaltung 
würde deutlich erschwert. Das finde ich problematisch an dem Antrag, weshalb ich ihn 
nicht für sinnvoll halte. – Soweit zur rechtlichen Qualität. 

Sie fragten außerdem, als wie valide wir die Zahl „40.000 illegale Automaten“ ein-
schätzten. Ich kann das ehrlich gesagt gar nicht richtig einschätzen, weil es eine Dif-
ferenz zwischen Kontrollintensität und Hellfeld gibt. Das bildet die Polizeiliche Krimi-
nalitätsstatistik nicht ab. Darin wird natürlich deutlich, was gefunden wurde. Es wird 
vor allen Dingen aber auch deutlich, wie intensiv überhaupt gesucht wurde. Wenn die 
Kontrollen im Bereich des illegalen Glücksspiels verstärkt werden, findet man selbst-
verständlich auch mehr. Daher handelt es sich um eine Größe, die eng daran gekop-
pelt ist, wie groß die Kontrolldichte ist. Daher ist die Zahl an sich nicht wirklich valide. 

Relevante Vollzugslücken? Jein. Das ist von Kommune zu Kommune sehr unter-
schiedlich. Wir wissen von Kommunen, in denen sehr genau hingeschaut und ermittelt 
wird, in denen auch die Zusammenarbeit von Ordnungsämtern und Polizei sehr gut 
funktioniert. Die Ordnungsämter entdecken zum Beispiel manchmal illegale Automa-
ten in erlaubten Spielstätten. Das wird an die Polizei übergeben, die die Automaten 
sichert, alles verfolgt und die Beweissicherung durchführt. Das funktioniert gut. Da 
sehe ich kaum Vollzugslücken. 

Bei einem Blick auf ganz NRW bin ich aber schon der Meinung, dass gerade die Polizei 
zu wenig im Bereich „illegales Glücksspiel“ ermittelt. Mir persönlich sind in NRW nur 
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zwei Kriminalhauptkommissare bekannt, die sich ausschließlich mit diesem Fachbe-
reich befassen. 

Sie fragten nach der Aufhellung des Dunkelfelds, Frau Grothus. Das ist eine sehr 
schwierige Frage. Sie ist nur mit gezielten polizeilichen Ermittlungen möglich. 

Ein Beispiel, was im Moment im illegalen Glücksspiel „in“ ist: Von der Polizei wurde 
mir einmal geschildert, dass teilweise an Kiosken Voucher mit QR-Codes verkauft wer-
den. Jugendliche können im Kiosk Süßigkeiten und eben diese Voucher für 5 Euro 
kaufen. Wenn sie den QR-Code mit dem Handy fotografieren, landen sie bei einem 
illegalen Glücksspielanbieter im Internet, können dort ihre Wette platzieren oder an-
dere Glücksspiele spielen. So etwas kann kein Ordnungsamt entdecken. Dafür braucht 
es polizeiliche Ermittlungen. Das ist wichtig. Ich sehe da auch keine andere Möglichkeit 
als Ermittlungen durch die Polizei. 

Wir wissen, dass es auch in erlaubten Betrieben immer wieder einmal zu Verstößen 
kommt, etwa durch das Auslassen der Eingangskontrollen oder der Sperrabgleiche. 
So etwas hat das Ordnungsamt zu verfolgen. Auch da ist eine große Kontrolldichte 
sicherlich sinnvoll. Vor allen Dingen müssen in solchen Betrieben Testkäufe gemacht 
werden. Auch das kann durchaus sinnvoll sein. 

Zu den Schulungen der Ordnungsamtsmitarbeitenden kann ich sagen, dass diese in 
Nordrhein-Westfalen bis letztes Jahr vom Arbeitskreis gegen Spielsucht in Unna 
durchgeführt worden sind. Dieser Arbeitskreis hat sich in dem Bereich sehr engagiert. 
Mit dem Tod des Geschäftsführers ist das nach und nach eingestellt worden. Der Ar-
beitskreis ist mittlerweile aufgelöst. Wir als Landesfachstelle werden diese Aufgabe 
fortführen. Ab diesem Jahr sind weitere Schulungen für Ordnungsamtsmitarbeitende 
in der Planung; sie werden stattfinden. Bei diesen Schulungen wird ein wesentlicher 
Aspekt sein, die Mitarbeitenden in den Ordnungsämtern in Bezug auf das Erkennen 
von illegalem Glücksspiel, die Abgrenzung und den aktuellen Stand zu schulen. Es 
geht dabei etwa darum, was es an neuen Geräten und neuen Phänomenen gibt. Das 
halte ich für sehr wichtig, damit sie Entsprechendes erkennen können. 

Es gibt da ein aktuelles Beispiel. In einer Spielhalle stand ein Koffer. Der Ordnungs-
amtsmitarbeitende ist daran vorbeigegangen und hat ihn nicht weiter beachtet. Bei 
einer Schulung hat er dann gelernt, dass er in den Koffer hineinschauen sollte und es 
sich um ein illegales Glücksspiel handelte, das in der Ecke stand. So etwas muss man 
wissen, um es erkennen zu können. Das halte ich bei diesen Schulungen für zentral. 
Wir werden auch die Polizei, die in diesem Feld ermittelt, in die Schulungen hineinho-
len. Diese Schnittstelle ist da ein besonderer Schwerpunkt. 

Prof. Dr. Justus Haucap (Ruhr-Universität Bochum, Institut für Glücksspiel und 
Gesellschaft [digital zugeschaltet]): Ich überlege, ob ich die Videoübertragung ein-
schalte. Die Verbindung scheint etwas instabil zu sein. Wenn das in Ordnung ist, be-
lasse ich es bei nur der Tonübertragung. 

Vorsitzender Klaus Voussem: Das können wir gerne so handhaben. Der Ton ist gut 
verständlich. 
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Prof. Dr. Justus Haucap (Ruhr-Universität Bochum, Institut für Glücksspiel und 
Gesellschaft [digital zugeschaltet]): Zunächst gehe ich auf die Fragen zum Thema 
„Kanalisierung“ ein. Wie wichtig ist die Kanalisierung? Viele Ziele aus dem Glücks-
spielstaatsvertrag sind tendenziell besser zu erreichen, wenn es gelingt, das Glücks-
spiel in legale Wege zu kanalisieren. Den Spielerschutz, die Suchtbekämpfung etc. 
kann man im legalen Bereich besser organisieren, gewährleisten als im illegalen Be-
reich, wo der Natur der Sache gemäß Spielerschutz und Suchtbekämpfung keine wirk-
liche Rolle spielen. Daher ist die Kanalisierung sehr wichtig. 

Gleichwohl ist die Regulierung des Glücksspiels immer ein Balanceakt. Würde man – 
theoretisch gesprochen – alles erlauben, hätte man eine hohe Kanalisierung, weil es 
keinen Sinn mehr machte, illegales Glücksspiel zu betreiben. Im Sinne des Spieler-
schutzes wäre das aber auch nicht die optimale Lösung. Je strenger man reguliert, 
und damit das legale Glücksspiel unattraktiver macht – etwa über Maßnahmen wie die 
Begrenzung der Einsatzhöhe pro Spiel, pro Stunde, der Gewinnmöglichkeiten, der An-
zahl der Geräte –, desto eher schafft man Raum für das illegale Glücksspiel, das dann 
attraktiver wird. Es ist also ein Balanceakt. Man muss das austarieren. 

Was hat sich ab 2012 bzw. 2014 geändert? Ich will nicht alles durchgehen. Es gab ein 
paar Beschränkungen für das legale Glücksspiel wie die Beschränkung der Höhe des 
möglichen Gewinns – vielleicht besonders bedeutsam –, die Reduktion der Anzahl der 
Geräte in der Gastronomie von drei auf zwei sowie weitere Maßnahmen, die zu einer 
restriktiveren Handhabe geführt haben. Wie wir ermittelt haben, scheint die Nachfrage 
konstant zu bleiben, sodass mehr in den illegalen Bereich abzuwandern scheint. 

Wie valide sind die Zahlen? Man muss natürlich eine Schätzung vornehmen, weil ge-
mäß der Natur der Sache das illegale Glücksspiel nicht gut dokumentiert ist. Man kann 
sich dem aber annähern. Das haben wir in der Vergangenheit auch getan. Von der 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung gibt es Prävalenzzahlen, also letztend-
lich Statistiken über das Spielverhalten. Wenn diese Zahlen verhältnismäßig konstant 
bleiben, die Anzahl der legalen Spielgeräte aber abnimmt, bleibt die Schlussfolgerung, 
dass sich der Rest im illegalen Markt abspielt. Es ist auch durch Aussagen der Polizei, 
der Staatsanwaltschaften und der Ordnungsämter dokumentiert, dass das nicht uner-
heblich ist. 

Ist die Anzahl „40.000 illegale Geräte“ realistisch? Das ist eine Schätzung an der obe-
ren Grenze, aber nicht völlig unrealistisch. Im legalen Bereich gibt es bundesweit nicht 
mehr ganz 190.000 Glücksspielgeräte. Geht man davon aus, dass der illegale Markt 
in etwa genauso groß ist, und zieht hinzu, dass die Bevölkerung in NRW knapp über 
20 % der Gesamtbevölkerung in Deutschland ausmacht, ist eine Zahl zwischen 20.000 
und 30.000 nicht völlig unrealistisch. 

Die Vollzugsdefizite sind nicht NRW-spezifisch. Man kann also nicht sagen: Das ist 
eine besondere Problematik in Nordrhein-Westfalen. In anderen Bundesländern ist al-
les gut gelöst. – Diese Aussage wäre Quatsch. In vielen Bundesländern gibt es ähnli-
che Probleme. 
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Vor einem Jahr habe ich ein Gespräch mit dem Hamburger Oberstaatsanwalt geführt. 
Er schilderte mir die Problematiken beim Vollzug in Hamburg in vielen Facetten sehr 
eindrücklich. 

Frau Küpperbusch hat geschildert, wie schwierig das teilweise ist, weil der illegale 
Markt durchaus erfinderisch ist, um es einmal so zu sagen. Daher kann man nicht 
abstreiten, dass es im Vollzug Verbesserungspotenziale gibt und man den Vollzug 
durch Schulungen und anderes verbessern kann. Wie ich in der Stellungnahme aus-
zuführen versucht habe, kann man das Problem aber nicht allein durch eine Verbes-
serung des Vollzugs lösen. Daher muss man den Balanceakt möglichst gut bewerk-
stelligen, um möglichst viele im legalen Markt spielen zu lassen. Legale Spielstätten 
wie Gastronomie und Spielhallen sind natürlich deutlich einfacher zu kontrollieren als 
illegale Spielstätten. 

Georg Stecker (Die Deutsche Automatenwirtschaft): Erst einmal vielen Dank für 
die Gelegenheit, hier zu sprechen! – Ich beginne mit der Frage, die sich auf die Orte 
bezog, und kann mich Frau Küpperbusch nur anschließen. Sie sind sehr vielfältig. Man 
kann sich mit noch so viel Fantasie nicht vorstellen, an welchen Orten es Ausbreitung 
von Illegalität bzw. welche Geräte es gibt. Das ist auch unsere Erfahrung. Der Trend 
geht, wie eben geschildert wurde, zu diesen mobilen Tischgeräten, die schnell ver-
schwinden und wieder aufgebaut werden können. Das ist für jeden Vollzug fast unlös-
bar, weil die Geräte wie von Zauberhand erscheinen und nicht mit großer Kraft in den 
Raum befördert werden müssen. Das ist ein großes Problem. 

Wir sind auch mit Schulungen beschäftigt. Die Deutsche Automatenwirtschaft bietet 
bundesweit, in allen Ländern Schulungen an, und zwar schon länger. Inzwischen sind 
es sehr viele. Ich kann Ihnen berichten, dass die Schulungen immer komplett voll sind. 
Wir haben auch mit dem Behörden Spiegel zusammen ein Format, weil die Ordnungs-
kräfte gerade im ländlichen Raum Erfahrungen sammeln wollen, welche Ausprägun-
gen es allein an illegalen Geräten gibt. Das muss erläutert werden, um die Geräte 
überhaupt zu erkennen. 

Der zweite genannte Aspekt war das Thema „kommunale Ordnungsämter“. Ich bin 
weit entfernt davon, den Vollzug hier zu kritisieren. Der Vollzug ist an der absoluten 
Grenze. Ich muss die Leute einmal in Schutz nehmen. Man muss sich klarmachen, 
dass das Ganze mit Gefahren für Leib und Leben verbunden ist. Die Leute in diese 
Betriebe zu schicken ist keine reine Freude. Mitunter hängt das Ganze mit organisier-
ter Kriminalität zusammen. Das ist nicht ganz selten. Ich weiß nicht, ob man das jedem 
zumuten sollte. Daran sollte man immer denken. 

Das ist auch meine Kritik an dem gestellten Antrag. Im Antrag werden die Ursachen 
dieser Illegalität nicht beachtet, und bei der Lösung der Probleme wird sich ausschließ-
lich auf den Vollzug fokussiert. Das verkürzt die Sache und holt nicht ganz ab. 

Zu den strukturellen Rahmenbedingungen. Sie sind in der Regulierung zu suchen. Ein-
mal geht es um die Geräte selbst – Stichwort: Spielverordnung. Die Zeit vor 2012 
wurde angesprochen. Das Ganze ist eine Gratwanderung. Wir als legale Anbieter le-
ben von Regulierung. Nicht, dass wir uns falsch verstehen: Wir lehnen Regulierung 
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nicht ab, sondern leben davon. Wir wollen reguliertes Spiel, auch mit Spieler- und Ver-
braucherschutz. Das ist völlig klar. Das ist für uns ein wichtiger Bestandteil. Uns ist 
klar, dass wir ein sensibles Produkt anbieten, das Menschen unter Umständen in 
schwierige Situationen bringen kann. Deswegen wollen wir das ganz klar. Da haben 
wir ein deutliches Bekenntnis. 

Es kann aber kippen. Es kippt, wenn die Menschen die Lust am Spiel verlieren, weil 
die Geräte natürlich im besten Willen und Wissen nach vermeintlichen Spieler- und 
Verbraucherschutzgesichtspunkten entsprechend reguliert sind. Wenn sie kein Inte-
resse mehr haben, in den legalen Betrieben an legalen Geräten zu spielen, dann ge-
hen sie anderswohin. Ein weiterer Aspekt ist wichtig, nämlich dass das laut der Aus-
sagen vieler Gäste in unseren Betrieben den gegenwärtigen Zustand beschreibt. 

Deswegen ist die Novellierung der Spielverordnung wichtig, auch im Kampf gegen Il-
legalität. Das Land Nordrhein-Westfalen wirkt daran mit. Der Verordnung müssen die 
Länder auch zustimmen. Deswegen lautet mein Appell, darauf zu achten, dass der 
Zustand nicht verschlimmert, sondern eher verbessert wird, weil darin ein wichtiger 
Schlüssel dafür liegt. 

Ich komme auf den Abbau des legalen Angebots zu sprechen. Seit 2018 gibt es etwa 
25 % weniger legales Angebot in Nordrhein-Westfalen. Viele Geräte sind abgebaut 
worden. Trotzdem danke ich noch einmal dem Land, der Regierung, aber auch dem 
Parlament, dass bei der letzten Umsetzung des Glücksspielstaatsvertrags sehr maß-
voll agiert wurde. Es gibt noch schlimmere Fälle, aber immerhin 25 % sind weg. Da 
fragt man sich, wo die Leute jetzt spielen. Ich kann es Ihnen sagen: Im optimalen Fall 
spielen sie in anderen legalen Einrichtungen, aber überwiegend spielen sie leider bei 
Illegalen. – Natürlich nehmen sie sich nicht vor, bei Illegalen zu spielen, vielmehr er-
kennen sie sie teilweise nicht, sind sich dessen nicht bewusst, wollen einfach nur spie-
len. Da versagt dann auch die Kanalisierung. Das ist eine große Quelle für Illegalität. 

Ich finde es schwierig, darüber nachzudenken, was alles noch beim Vollzug getan 
werden kann, wenn das Problem durch verfehlte Regulierung produziert wurde. Man 
muss an der Wurzel ansetzen und sich Gedanken machen, wie man das Problem da 
lösen kann. Das bedeutet im Fall des Ausführungsgesetzes, dass auf manche Maß-
nahmen, die auch durch Wissenschaftler als sinnfrei erachtet wurden, verzichtet und 
eher darauf geschaut wird, was in der Spielhalle selbst passiert. Das ist schon lange 
unser Appell. Man sollte nicht schauen, ob eine Spielhalle 50 m oder 100 m zu nah 
oder zu weit von der nächsten oder von einer Kinder- und Jugendeinrichtung entfernt 
liegt, sondern wie der Zustand der Spielhalle selbst ist und ob dort auf einen guten 
Spieler- und Jugendschutz, der auch überprüft wird, geachtet wird. Das ist uns viel 
wichtiger. 

Sie sprachen die Anzahl der illegalen Automaten an. Diesbezüglich kann ich mich 
Herrn Professor Haucap nur anschließen. Das ist schwer zu messen. Es gibt die Poli-
zeiliche Kriminalstatistik. Außerdem gibt es die von Herrn Professor Haucap verdienst-
voll gemachten Untersuchungen. Ich weise darauf hin, dass sich auch der Sucht- und 
Drogenbeauftragte der Bundesregierung diesbezüglich sehr verdient gemacht hat. In 
der vergangenen Legislaturperiode hat er deutlich gesagt, dass das Wachstum des 
illegalen Angebots dynamisch und auch bedenklich ist. Unseren Schätzungen zufolge 
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liegt der illegale Anteil allein an Geräten bei mindestens 30 % bis 40 % – bundesweit 
und Tendenz steigend, wenn die Hälfte nicht sogar schon erreicht ist. Ich denke, die 
Zeit ist gekommen; man muss dringend eingreifen. 

Ich warne davor, zu hoffen, das allein mit Vollzug zu erreichen. Erstens wird man den 
Vollzug frustrieren. Zweitens muss man bedenken, dass die Illegalität nicht nur im 
Ruhrgebiet und in großen Ballungszentren wie Düsseldorf oder Köln, sondern mittler-
weile auch in den kleinsten Orten stattfindet. Man muss sich die Realität vor Augen 
führen. Die Ordnungsbehörden sind für alles Mögliche vom Friedhof bis zur Kontrolle 
der Spielhallen zuständig. Das ist gar nicht zu leisten. Insofern muss man das Problem 
in den Griff bekommen. Abgesehen von unseren legalen Unternehmen – es ist ein 
Wettbewerb, den sie niemals stemmen können – leidet darunter auch der Spieler- und 
Verbraucherschutz brutal. Der Spieler- und Verbraucherschutz, der dadurch massiv 
attackiert wird, findet an illegalen Orten überhaupt nicht statt. 

Ein weiterer Aspekt: Es ist auch ein Steuerverlust. Diese Betriebe zahlen keine Steu-
ern. Da entgeht den Kommunen in großem Umfang Vergnügungssteuer, und auch 
dem Land Nordrhein-Westfalen fehlen Steuereinnahmen. Auch deswegen sollte un-
bedingt etwas getan werden. 

Zur Frage, ob Kanalisierung gelingt. Es gibt eine Änderung des Ausführungsgesetzes 
in Nordrhein-Westfalen, die noch nicht umgesetzt ist, aber dringend umgesetzt werden 
muss, damit den legalen Unternehmen geholfen wird. Auch mit Blick auf den nächsten 
Glücksspielstaatsvertrag und die nächste Umsetzung kann ich nur darauf hinweisen, 
dass man das mit auf dem Schirm haben sollte. 

Ich war beim Jahrestreffen des Deutschen Lotto- und Totoblocks, mit dem wir uns sehr 
eng austauschen. Dort war allgemeiner Wille und man hat sich dazu bekannt, dass 
man alles dafür tun muss, beim nächsten Glücksspielstaatsvertrag das Thema „Kampf 
gegen illegale Spielformen“ in die Mitte zu stellen. Dann kann das gelingen. 

Es wird nicht mehr lange dauern, bis der Entwurf der Spielverordnung aus dem Bun-
deswirtschaftsministerium kommt. Die Bitte an das Parlament und die Landesregie-
rung lautet, darauf zu achten, dass es eine Spielverordnung wird, die legalen Betrieben 
das Leben möglich macht und die Leute zu den legalen Angeboten zurückführt, wo sie 
geschützt sind. 

Frau Abgeordnete Grothus, wenn ich es richtig notiert habe, fragten Sie, ob es ein 
geeignetes Maß an Regulierung gebe. Ich denke, das habe ich am Anfang schon be-
antwortet. Wir sind nicht gegen Regulierung und wollen nicht Las Vegas in NRW ein-
führen. Uns geht es darum, dass es ein vernünftiges Maß gibt. Es ist eine Gratwande-
rung, die Menschen in die legalen Angebote zu führen, während gleichzeitig ein gutes 
Maß an Spieler- und Jugendschutz stattfinden soll. 

David Schnabel (Merkur Spielbanken Beteiligungs GmbH): Vielen Dank für die 
Einladung als Sachverständiger in dieser Runde. – Für mich ist eigentlich nur noch die 
Frage von Herrn Ganzke zu Vollzugslücken übrig geblieben. Ich verspreche, es kurz 
zu machen. 
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Ich kann mich in Bezug auf den Ordnungs- und Vollzugsrahmen Frau Küpperbusch 
nur anschließen. Es gibt einen geeigneten Rahmen, aber es ist, wie alle Vorredner 
bereits ausgeführt haben, im Augenblick eine Frage des Wissensstands und der Quan-
tität beim illegalen Spiel. Die Zahlen, die Sie in den Stellungnahmen lesen konnten, 
zeigen aus meiner Sicht deutlich, dass der illegale Markt, der Schwarzmarkt in den 
letzten Jahren deutlich gewachsen ist. Deshalb liegt dort das Hauptproblem. 

Herr Stecker hat beschrieben, dass es für die Aufsichtsbehörden mit Sicherheit 
schwierig ist, in solche Etablissements zu gehen, wenn man sie erkannt hat, und die 
illegalen Geräte eindeutig zu erkennen. Insofern mag ich mir nicht anmaßen, zu beur-
teilen, ob das gut oder schlecht funktioniert. Es entsteht aber schon der Eindruck, dass 
problematische oder illegale Geräte besser erkannt würden, wenn man besser ge-
schult wäre. 

Es wurde nun viel über Automaten gesprochen. Noch ein Verweis auf den Bereich, für 
den ich mit zuständig bin. Es gab ein ähnliches Problem im Poker. Sie wissen, dass 
es vor vielen Jahren einen Pokerboom in Deutschland gab. Es gab viele illegale An-
gebote, weil das Angebot in den Spielbanken nicht ausgereicht hat. Da wurde nach-
gesteuert. Inzwischen gibt es genügend Pokerangebote, und zwar in anderen Formen, 
als es sie vielleicht noch vor 20 Jahren gab. Natürlich melden auch manche Gäste 
zurück, dass sie gerne wieder ein Angebot wie damals hätten. Man sieht aber deutlich, 
dass mit dem flächendeckenden Angebot von Pokervarianten in den Spielbanken das 
illegale Spiel zurückgegangen ist. 

Ich denke, das ist ein wenig mit der Situation beim gewerblichen Spiel vergleichbar. 
Es ist ein starkes gewerbliches Spiel als Alternative nötig. In meiner Stellungnahme 
können Sie lesen, dass wir als Spielbanken in Nordrhein-Westfalen kein flächende-
ckendes Angebot gewährleisten können. Haushaltsnahe Verfügbarkeit ist nicht gege-
ben. Wir wissen, dass unsere Gäste bis zu 45 Minuten Fahrzeit auf sich nehmen. Herr 
Keith, Sie nicken. Wir haben schon häufiger über die Fahrzeit und die Bereitschaft der 
Gäste zu gewissen Fahrzeiten gesprochen. 

Um es kurz zu machen, nenne ich nur ein Beispiel. Niemand hatte Monheim als Spiel-
bankstandort in Nordrhein-Westfalen auf dem Zettel. Mit 45 Minuten Fahrzeit können 
9,5 Millionen Menschen diesen Standort erreichen. Zugegebenermaßen sind in dieser 
Zahl auch Minderjährige enthalten, weil sich die Zahlen nicht wirklich aufschlüsseln 
lassen. Mit einer sehr gezielten Auswahl der Standorte sind wir aber in der Lage, mög-
lichst viele Menschen zu erreichen. So ist es bei dem sechsten Standort in Siegburg 
auch. Im Zweifel bedeutet das aber, dass Gäste eine etwas längere Anreise in Kauf 
nehmen müssen, um eine Spielbank zu erreichen. 

Andreas Keith (AfD): Ich habe eine Nachfrage an Frau Küpperbusch. Sie haben ge-
rade darauf hingewiesen, dass eine Etablierung einer zentralen Fachstelle nicht sinn-
voll wäre und die Ordnungsämter Zugriff darauf hätten. Das steht so nicht im Antrag. 
Uns geht es um etwas ganz anderes. Daher stelle ich meine Nachfrage. 

Wir fordern explizit, dass die Polizei in entsprechender Weise befugt wird – das findet sich 
unter Punkt 2: „die strafrechtliche Verfolgung illegaler Glücksspielangebote landesweit 
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einheitlich der Polizei zuzuweisen“ –, weil wir wissen, wie gefährlich es ist, wenn man 
in einen Keller geht und nicht weiß, wie viele Spieler sich dort aufhalten, um welche 
Geldsummen es geht – wir reden da nicht über 1.000 Euro, sondern teilweise über 
mehrere 10.000 Euro – und ob sogar Menschen, bei denen ein Haftbefehl zu vollstre-
cken ist, dort sitzen. Natürlich schickt man gerade nicht die Ordnungsämter dorthin, 
sondern die Polizei. Das ist genau das, was gefordert wird. 

Meine Frage bezieht sich auf die Forderung, eine spezialisierte zentrale Fachstelle 
beim Landeskriminalamt oder einer Bezirksregierung einzurichten, die die Ordnungs-
behörden bei schwierigen Einsätzen – genau die, die ich gerade geschildert habe – 
unterstützt. Sie sagten, die rechtliche Einordnung im Antrag sei falsch. Würden Sie 
das in dem Licht, dass ich das noch einmal in Verbindung miteinander gebracht habe, 
noch einmal neu beurteilen? 

Antje Grothus (GRÜNE): Ich knüpfe mit zwei Fragen an Herrn Schnabel an. Sie be-
schreiben den Rückgang der legalen Geldspielgeräte in Deutschland und nennen Zah-
len aus Berlin und Hamburg. Wissen Sie auch etwas über die Zahlen in NRW? Das 
interessiert uns natürlich besonders. 

Ihrer Stellungnahme lässt sich entnehmen, dass der Schwarzmarktanteil beim gewerb-
lichen Automatenspiel starken Schwankungen unterliegt. Wie begründen Sie in dem 
Zusammenhang die Annahme, die aktuelle Hochphase sei politisch bedingt und nicht 
nur ein kurzfristiger Anstieg? 

Außerdem habe ich noch eine Frage an Frau Küpperbusch. In Ihrer Stellungnahme 
haben Sie das Thema „Vermögensumverteilung“ adressiert. Können Sie erläutern, in-
wiefern Glücksspiel eine Vermögensumverteilung von unten nach oben darstellt und 
in welchem Zusammenhang dies mit den SDGs der UN steht? 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Ich stelle eine Frage, um das Ganze noch einmal ein 
wenig einzuordnen. Wir reden die ganze Zeit über das terrestrische Spiel, dabei gibt 
es einen großen Markt bei Onlinespielen. Mich interessiert, inwiefern Sie darstellen 
können, wie das Verhältnis von terrestrischem Spiel zu Onlinespiel Ihrer Einschätzung 
nach ist. Herr Stecker sprach vorhin vom Rückgang der Angebote in der Fläche. Eine 
These ist natürlich, dass in den terrestrischen illegalen Markt gewechselt wird. Die an-
dere These lautet, dass aus dem terrestrischen in den Onlinemarkt gewechselt wird, 
was somit für die Allgemeinheit nicht mehr sichtbar wäre. Mich interessiert die Einord-
nung, wie das Verhältnis zwischen den verschiedenen Märkten ist. 

Verena Küpperbusch (Landesfachstelle Glücksspielsucht NRW): Herr Keith, Sie 
hatten auf die Aussage unter Punkt 2., also „die strafrechtliche Verfolgung illegaler 
Glücksspielangebote landesweit einheitlich der Polizei zuzuweisen“, rekurriert. Sie 
nannten das Beispiel von Spielern im Keller, wo man nicht weiß, welches Risiko einen 
erwartet, und Sie zu Recht sagen, man könne kein Ordnungsamt dorthinein schicken. 
Ein illegales Glücksspielangebot im Keller ist aber auch nicht Aufgabe des Ordnungs-
amtes. Wenn ein Ordnungsamtsmitarbeiter den Verdacht hat, dass sich irgendwo etwas 
tut, ruft er die Polizei dazu. Das bestätigen uns die Ordnungsämter so. Sie verfahren 
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so. Sie rufen die Polizei an, und die Polizei übernimmt das. Wäre es nicht so, würde 
ich Ihnen zustimmen, dass das nicht zu verantworten ist. 

Die zentrale Fachstelle beim Landeskriminalamt, die Ordnungsbehörden bei solchen 
Einsätzen fachlich und operativ unterstützt. IT-Forensik obliegt meines Wissens grund-
sätzlich der Polizei. Dazu müssen die Ordnungsämter nicht geschult werden. Unter-
stützt werden sie ohnehin, weil sie die Polizei dazuholen. Das ist nicht mehr ihre Auf-
gabe. Daher kann ich Ihren Einwand nicht ganz nachvollziehen. 

Frau Grothus, Sie hatten nach der Vermögensumverteilung gefragt. Es gibt dazu einen 
Artikel der Lancet-Kommission, der, meine ich, im November 2024 erschienen ist. Da-
rin gibt es Aufschluss darüber. Es wurde belegt, dass es weltweit eine Umverteilung 
des Vermögens von eher ärmeren Bevölkerungsschichten gibt. Beim Glücksspiel sind 
eher vulnerable Menschen mit niedrigeren Einkommen, vielleicht auch mit niedrigerem 
Bildungsstand anzutreffen. So kommt es zu dieser Umverteilung. 

Die Idee, dass man mit weiteren Glücksspielangeboten, mit mehr Spielhallen eine Ka-
nalisierung fördert, halte ich für gewagt. Wir unterhalten beispielsweise das Hilfetelefon 
Glücksspielsucht. Häufig rufen Menschen an, die berichten, Probleme mit dem Spielen 
bekommen zu haben, ohne dass es diagnostisch als Sucht klassifiziert werden kann. 
Sie haben gemerkt, dass es nicht so läuft, wie es sollte, und sich zum Beispiel sperren 
lassen, also Maßnahmen ergriffen. Dadurch geht aber der Suchtdruck nicht weg. Sie 
suchen sich dann also etwas, wo sie trotz Sperre hereinkommen. Das sind in der Regel 
keine erlaubten Betriebe bzw. Betriebe, die mit der Prüfung der Sperre laxer umgehen. 

Die Suchtentwicklung findet aber an einer anderen Stelle statt. In internationalen Stu-
dien gibt es inzwischen Hinweise darauf, dass das so ist. Aus Deutschland ist mir dazu 
leider noch keine Studie bekannt. Daher kann ich das nicht weiter belegen. 

Es wurde auch eingewendet, die Suchtquote bleibe gleich, obwohl illegale Geräte ab-
gebaut würden. Das Problem ist, dass stark bzw. ausschließlich auf die Geräte, auf 
die Spielhallen rekurriert wird. Das Angebot hat sich aber stark verändert. Menschen 
betreiben viel mehr Sportwetten. Auch der Onlinesektor ist stark vertreten. Das Ver-
hältnis zwischen terrestrischem und Onlinespiel kann ich aus dem Kopf nicht nennen. 
Vorsichtig geschätzt ist das Verhältnis 40 % terrestrisches und 60 % Onlinespiel. Viel-
leicht haben die anderen Sachverständigen genauere Zahlen im Kopf, aber das ist 
meine grobe Schätzung. 

Grundsätzlich hat die Verhältnisprävention, also weniger Angebote, eine große Aus-
wirkung. 

Die Steuereinnahmen wurden angesprochen. Es gibt eine gemeinsame Stellung-
nahme der Suchtverbände und der Bundesärztekammer zu den Kosten für legale 
Suchtmittel, darunter Alkohol, Tabak und Glücksspiel. Für Glücksspiel ist man bei die-
ser Betrachtung auf Kosten von jährlich 7 Milliarden Euro gekommen. Dem stehen 
Steuereinnahmen in Höhe von 5 Milliarden Euro gegenüber. Es gibt also ein Delta, ein 
Defizit von 2 Milliarden Euro pro Jahr. Da müsste man natürlich überlegen, wie man 
damit umgeht. Meiner Ansicht nach wäre ein Topf, in den die Anbieter einzahlen und 
aus dem die Kosten getragen werden, eine sinnvolle Alternative. In Großbritannien 
gibt es etwas Vergleichbares. In diese Richtung müsste man einmal überlegen. 
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Zur Spielverordnung möchte ich zwei Punkte ergänzen. Das Punktespiel ist erlaubt. 
Die Physikalisch-Technische Prüfanstalt, die PTB, hat das erlaubt. Das halte ich für 
einen Fehler. Das Aufzählen der Punkte ist dadurch das eigentliche Spiel geworden. 
Es ist nicht mehr wie früher das Walzendrehen, wie auch immer das heute aussieht. 

Sinnvoll fände ich darüber hinaus eine Bonpflicht in der Spielhalle. Warum gibt es bei 
jedem Bäcker eine Bonpflicht? Für jedes Brötchen muss es einen Bon geben. Wenn 
man in einer Spielhalle mehrere 100 Euro verspielt, dann ist das Geld aber weg und 
man hat keinen Nachweis. Die Möglichkeit, einen Bon zu bekommen, wäre sinnvoll. 
Das würde auch den Vollzug vereinfachen. Wenn man nämlich einen Bon vorlegen 
kann und gesperrt ist, wirft das schließlich sicherlich Fragen auf. 

Vorsitzender Klaus Voussem: Herr Professor Haucap, ich weiß nicht, ob Sie sich 
durch die Nachfragen angesprochen gefühlt haben, aber ich will Ihnen die Gelegenheit 
geben, auch in der zweiten Runde das Wort zu ergreifen. 

Prof. Dr. Justus Haucap (Ruhr-Universität Bochum, Institut für Glücksspiel und 
Gesellschaft [digital zugeschaltet]): Vielen Dank. – An mich war in der zweiten Runde 
keine Frage gerichtet, wenn ich das richtig verstanden habe. Daher lasse ich den Kol-
legen den Vortritt. 

Georg Stecker (Die Deutsche Automatenwirtschaft): Frau Abgeordnete Müller-
Witt, Sie hatten nach den Bewegungen, die es da gibt, gefragt. Das ist für uns schwer 
kalkulierbar. Ich kann mir vorstellen, dass die Verhältnisse, die Anteile vielleicht so 
sind, wie Frau Küpperbusch sie beschrieben hat; das ist aber eine Mutmaßung. 

Beim Onlineangebot muss man zwischen den legalen und den illegalen Angeboten 
unterscheiden. Es ist sehr gut, dass es die Gemeinsame Glücksspielbehörde der Län-
der gibt, die da etwas gemacht hat. Trotzdem gibt es nach wie vor illegale Angebote 
aus dem Ausland. Dort spielen die Spielerinnen und Spieler ungeschützt. Wo sie ge-
schützt spielen, sind die Schutzstandards ähnlich wie beim legalen terrestrischen 
Spiel. Insofern besteht die Kanalisierung dort aus geschützten Bereichen. Das legale 
Onlinespiel ist für unsere Unternehmen deswegen auch keine Konkurrenz, weil die 
gleichen Standards gelten. Es ist wichtig, das zu erreichen. Da ist es aus meiner Sicht 
uninteressant, ob man das terrestrisch oder online macht. 

Ich wollte noch etwas zu dem gerade Angesprochenen sagen, nämlich dass die Ab-
hängigkeit bei legalen Angeboten entsteht und die Leute bei den Illegalen weiterspie-
len. Ganz so ist das nicht der Fall. Ich spreche einmal über die Stadt, in der ich lebe, 
nämlich Berlin. Dort gibt es fast kein legales Angebot mehr. Das ist übrigens der Zu-
stand, den Sie unbedingt vermeiden sollten. Die bekannten legalen Ketten, die man 
kennt, also Merkur, Admiral etc., existieren in Berlin nicht mehr. In Berlin gibt es prak-
tisch nur noch illegales Angebot, hervorgerufen durch eine fatale Regulierung. Wir füh-
ren derzeit Gespräche mit dem Senat, um bestimmte Dinge zurückzuführen, zu ver-
ändern, um zu retten, was noch zu retten ist. An solchen Orten können die Menschen 
nirgendwo anders als an illegalen Orten ein Problem bekommen. Es gibt diese Fälle; 
es sind keine Einzelfälle. Ich könnte Ihnen weitere Städte und große Kommunen 
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nennen, wo es genauso ist. Ich wäre sehr vorsichtig damit, eine pauschale Betrach-
tung vorzunehmen. 

Leider ist das Problem der Illegalität selbst im ländlichen Raum mittlerweile groß. Wir 
waren erschrocken. Das Landeskriminalamt Mecklenburg-Vorpommern hat sich bei 
uns gemeldet und gefragt, ob wir bei der Bekämpfung von illegalen Glücksspielange-
boten in Mecklenburg-Vorpommern helfen könnten. Man denkt: Das ist in einem sol-
chen Flächenland doch nicht wahr. – Es ist aber leider die Realität. 

Zum Thema „Punktespiel“. Die Abläufe des Glücksspiels, um das es hier ja geht, müs-
sen im gesetzlich erlaubten Rahmen so gestaltet sein, dass sie für die Spielenden 
interessant sind. Dazu gehört auch das Punktespiel. Wenn man an diesen Dingen 
noch weiter schraubt, dann führt das dazu, dass die Leute weiter in illegale Angebote 
getrieben werden, auch wenn das alles gut gemeint ist. Ich warne dringend davor. Das 
legale Spiel muss interessanter gemacht werden, ohne den Spieler- und Verbraucher-
schutz über Bord zu werfen. Es muss interessanter gemacht werden, wenn man die 
Leute zurückholen und Kanalisierung ernst nehmen will. Das ist ein dringender Appell 
von uns. – Dabei lasse ich es bewenden. 

David Schnabel (Merkur Spielbanken Beteiligungs GmbH): Frau Grothus, gerne 
antworte ich auf Ihre Frage. Wir haben Berlin und Hamburg als schlechte Paradebei-
spiele herausgesucht, weil es dort die mit Abstand höchsten Reduzierungsquoten gibt. 
Aus meiner Sicht sind es bewusst gewählte Reduzierungsquoten. Es mag skurril klin-
gen, dass ich für das gewerbliche Spiel und die Spielhallen spreche, aber wir verfolgen 
den Markt ein wenig. Unseres Erachtens war es eine bewusste Entscheidung, das 
gewerbliche Spiel, das legale Spiel zurückzudrängen. Ich glaube, niemand hat sich 
eine Vorstellung davon gemacht, welche Probleme man sich damit ins Haus holt, ohne 
dass ich konkrete Zahlen kennen würde. Ich bin mir aber sicher – und Herr Stecker 
hat es eben in einem Satz bestätigt –, dass dort das illegale Spiel deutlich auf dem 
Vormarsch ist. Herr Stecker sagte, in Berlin gebe es so gut wie kein legales Spiel mehr. 

Sie wollten die Zahlen für Nordrhein-Westfalen wissen. Wir schätzen, es gibt einen 
Rückgang um ungefähr 25 % im gewerblichen Spiel. 

Warum ist das so? Immer mehr Betreiber ziehen sich aufgrund der Rahmenbedingun-
gen komplett aus dem Markt zurück. Das findet hier noch nicht in der Größenordnung 
wie in Berlin statt, wo wir uns vom Markt komplett zurückgezogen haben. Die Kollegen 
aus dem gewerblichen Spiel müssen wirtschaftlich arbeiten. Sie haben eine Immobilie 
gemietet und müssen Mitarbeiter einstellen. Das Spiel wird immer unattraktiver. Die 
Steuern steigen immer weiter. Der Personaleinsatz wird immer teurer. Das ist einer 
der Gründe, warum die Anzahl weiter zurückgeht. 

Ein weiterer Grund ist mit Sicherheit auch die Attraktivität des Spiels, die kontinuierlich 
gesunken ist, wie auch Herr Stecker eben angeführt hat. 

Andreas Keith (AfD): Weil es eben angesprochen worden ist, frage ich kurz noch 
Folgendes. Es ist natürlich schon verwunderlich, dass große Anbieter im Onlinebe-
reich, die auch schon vor dem 1. Juli 2021 Big Player im Internet waren – es spielt 
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keine Rolle, ob es PokerStars oder Tipico war –, auch heute praktisch Marktführer in 
ihren eigenen Segmenten hier in Deutschland sind, obwohl es eigentlich auszuschlie-
ßen ist, dass Leute, die im Vorfeld illegal angeboten haben, jetzt eine marktführende 
Position einnehmen. Mich würde interessieren, wie die handelnde Politik das erklären 
möchte, aber geschenkt. Darauf will ich gar nicht eingehen. Darum geht es auch nicht 
in diesem Antrag. 

Herr Stecker, ich habe zwei Fragen an Sie. Sie haben selbst darauf abgestellt, dass 
eine Novellierung des Glücksspielstaatsvertrags natürlich auch beinhaltet, dass 16 
Bundesländer zustimmen müssen, und es ein kompliziertes Verfahren ist. Ich selbst 
habe in den letzten neun Jahren erfahren, wie lange es gedauert hat, bis man sich auf 
das verständigt hatte, was dann ab dem 1. Juli 2021 galt. Das kam auch nur auf Initi-
ative – es fällt mir sicher nicht leicht, das zu sagen – von Herrn Liminski von der CDU, 
der extrem Druck gemacht hat. Man kann nicht viel Gutes sagen, aber muss wirklich 
sagen, dass es eine herausragende Leistung war, was da passiert ist. 

In Zusammenhang mit dieser Ausführung interessiert mich, ob es vielleicht sinnvoll 
wäre, wenn Sie wissen, dass alles so lange dauert und was die Kanalisierung und alle 
Bereiche, die Sie eben angesprochen haben, bedingt, da anzusetzen und zumindest 
in Bezug auf die Ausführung und den Verfolgungsdruck oder auch die Ahndung von 
entsprechenden Vergehen auch im Bereich des sogenannten Fungames-Erlasses 
usw., zu erhöhen und in den entsprechenden Behörden – auch das haben wir gehört: 
Es gibt zwei Kriminalbeamte, die in dem Bereich tätig sind – einen Stellenaufwuchs zu 
schaffen bzw. die Ordnungsämter in die Lage zu versetzen, dem gerecht zu werden. 
Wäre das nicht zielführend? 

Georg Stecker (Die Deutsche Automatenwirtschaft): Wir haben da einen etwas an-
deren Ansatz und sagen, dass wir erst einmal versuchen, selbst zu helfen. Deswegen 
nehmen wir diese Schulungen in die Hand und unterstützen die Kommunen beim 
Kampf dagegen. 

Wir sind im engen Austausch mit dem Deutschen Städte- und Gemeindebund sowie 
mit dem Deutschen Städtetag und den Länderorganisationen. Wir wissen um die fi-
nanzielle Not der Kommunen und der Länder. Wir wollen da eher helfen, statt Forde-
rungen zu stellen. 

Ich mache noch einmal deutlich, dass wir uns beim Land Nordrhein-Westfalen und 
auch beim Parlament für das bedanken können, was Nordrhein-Westfalen schon ge-
macht hat. Nordrhein-Westfalen hat sich im Kampf gegen Illegalität in beachtlicher 
Weise eingesetzt. Es gibt hier eher Leuchttürme. Dennoch gibt es das Problem. Ich 
bitte dringend darum – das fehlt in Ihrem Antrag völlig –, den Blick auf die Struktur zu 
richten und sich mit den Ursachen und den Möglichkeiten der Bekämpfung zu beschäf-
tigen. Da spielt das Parlament eine entscheidende Rolle, auch mit Blick auf den nächs-
ten Glücksspielstaatsvertrag, vor allem in Bezug auf das Ausführungsgesetz und 
schon jetzt im Rahmen der Novellierung der Spielverordnung. Das ist, was beim Kampf 
gegen die Illegalität hilft. Natürlich muss man alles tun, um die Kommunen beim Vollzug 
zu stärken. Ich glaube, es macht aber wenig Sinn, da große Forderungen zu stellen. 
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Andreas Keith (AfD): Folgendes wurde jetzt zum zweiten Mal angesprochen. Eine 
solche Anhörung hat schließlich den Vorteil, dass man vielleicht neue Erkenntnisse 
gewinnt. Sie haben davon gesprochen, dass Sie selbst Schulungen anbieten. Ich habe 
das auch schon mehrmals gelesen. Vielleicht können Sie ein paar Ausführungen dazu 
machen, dass Die Deutsche Automatenwirtschaft … 

(Es sind Warnsignale zu hören.) 

Vorsitzender Klaus Voussem: Wir unterbrechen die Sitzung kurz, weil gerade auf 
allen Smartphones wegen des Bundesweiten Warntags ein Warnsignal eingeht. 

(Kurze Unterbrechung) 

Andreas Keith (AfD): Das Alarmsignal kommt gerade recht, weil wir uns in einer alar-
mierenden Situation befinden. Ich habe nicht das Gefühl, dass die Öffentlichkeit bzw. 
die Politik angemessen reagiert. Daher kommt das Signal zu einem geradezu hervor-
ragenden Zeitpunkt. 

Nun greife ich die Frage wieder auf. Sie haben es mehrfach ausgeführt und die Prob-
lematik dargestellt. Ich denke, wir alle inklusive der Sachverständigen hier sind uns 
einig, dass es ein Riesenproblem ist und dass das Problem in Zukunft noch größer 
werden wird. Aus Ihren Ausführungen habe ich jetzt aber herausgehört, dass Die Deut-
sche Automatenwirtschaft Schulungen für Ordnungsämter im Hinblick auf Qualifizie-
rungen anbietet. Ich bitte Sie, das etwas genauer auszuführen, weil es schon verwun-
derlich ist. Wir heben die ganze Zeit auf Ordnungsbehörden, auf die Polizei ab. Nun 
ist praktisch eine private Institution, nämlich Die Deutsche Automatenwirtschaft, plötz-
lich für die Schulungen, die Ausbildung oder die Qualifikation von Ordnungsämtern 
zuständig. Ich würde gerne wissen, wie man es einzuordnen hat, was Sie anbieten 
und wie das funktioniert. 

Georg Stecker (Die Deutsche Automatenwirtschaft): Das sehe ich etwas anders. 
Wir empfinden Verantwortung für das, was in dem Bereich passiert, und möchten da-
bei unterstützen und helfen. 

Warum macht das Die Deutsche Automatenwirtschaft? Weil es um illegale Geräte 
geht. Frau Küpperbusch hat am Anfang auf die Verdienste des Geschäftsführers des 
Arbeitskreises gegen Spielsucht in Unna hatte. Er ist leider nicht ersetzt worden. Dem 
war – auf Deutsch gesagt – keine Bude zu fies, um dort hineinzugehen. Er hat enorm 
viel geleistet. Auch da ging es um illegale Geräte. Er hat mit Schulungen und ähnlichen 
Dingen begonnen, die wirklich viel geholfen haben. Wir möchten die Kommunen mit 
ihren Ordnungsbehörden nur unterstützen, damit sie erkennen, was ein illegales Gerät 
ausmacht. Unsere Industrie kann am besten erläutern, wie man ein illegales Gerät 
erkennt. Deswegen sind wir meines Erachtens die Richtigen, die das dann auch machen. 

(Andreas Keith [AfD]: Wie viele Schulungen führen Sie durch?) 

– Das geht schon in die Hunderte. Mir liegt die genaue Zahl nicht vor, weil es zwei 
verschiedene Formate sind. Einmal bieten wir es über einen Bundesverband, einen 
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Mitgliedsverband bei uns an, der es zusammen mit den Landesverbänden anbietet. 
Außerdem machen wir ein Format zusammen mit dem Behörden Spiegel. Das wird 
sehr positiv angenommen. Ich denke, es ist auch eine Aufgabe für den Verband, die 
Kommunen an der Stelle zu unterstützen. 

Vorsitzender Klaus Voussem: Ich stelle fest, dass es aus dem Kreis der Abgeordne-
ten keine weiteren Fragen mehr gibt. 

Dann bleibt mir am Ende der Anhörung, Ihnen, sehr geehrte Frau Küpperbusch, sehr 
geehrte Herren, ganz herzlich dafür zu danken, dass Sie heute Rede und Antwort ge-
standen haben. 

Nachdem uns das Protokoll zu dieser Anhörung vorliegt, werden wir zur gegebenen 
Zeit eine Auswertung im Rahmen einer der nächsten Ausschusssitzungen vornehmen. 

(Es sind noch einmal Warnsignale zu hören.) 

Bevor uns weitere Alarmsignale erreichen, schließe ich die Sitzung und wünsche Ihnen 
noch einen erfolgreichen Arbeitstag. 

gez. Klaus Voussem 
Vorsitzender 

Anlage 
23.03.2026/23.03.2026 
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